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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

    Antrag GP-Fraktion 

Präambel 

Die Stadt setzt sich aktiv für den 
Schutz und die Erhaltung der natürli-
chen Lebensgrundlagen und für einen 
schonenden Umgang mit den natürli-
chen Ressourcen ein. Sie verpflichtet 
sich zur Umsetzung einer nachhalti-
gen Entwicklung. 

Antrag SP-Fraktioni 

Präambel 

Die Stadt ist einer ökologisch, wirt-
schaftlich und sozial nachhaltigen 
Entwicklung verpflichtet. Sie setzt sich 
insbesondere ein für 

- die Förderung der Lebensqualität 
aller Einwohnerinnen und Ein-
wohner in einem vielfältigen sozi-
alen und kulturellen Umfeld, 

- die Erhaltung und Schaffung von 
preisgünstigem Wohn- und Ar-
beitsraum, 

- eine klimaneutrale Grundversor-
gung mit erneuerbaren Energien. 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

    Antrag AW/GLP-Fraktion 

Die Vertreterinnen und Vertreter der 
Stadt Wetzikon setzen sich für eine 
sozial, ökologisch und ökonomisch 
nachhaltige Entwicklung ein. 

Art. 1 

Die Gemeindeordnung regelt 
den Bestand und die Organisa-
tion der Politischen Gemeinde 
und bestimmt die Befugnisse 
ihrer Organe. 

Art. 1 

Die Gemeindeordnung ist die Ver-
fassung der Stadt Wetzikon. Sie 
regelt die Grundzüge der Organisa-
tion der Gemeinde und die Zustän-
digkeiten ihrer Organe. 

Art. 1 

Die Gemeindeordnung ist die Ver-
fassung der Stadt Wetzikon. Sie 
regelt die Grundzüge der Organisa-
tion der Gemeinde und die Zustän-
digkeiten ihrer Organe. 

Art. 1 

Kein Antrag 

Art. 1 

Keine Anträge 

Art. 2 

Wetzikon bildet eine Politische 
Gemeinde des Kantons Zürich. 

Art. 2 
1 Die Stadt Wetzikon ist eine politi-
sche Gemeinde des Kantons Zürich.  
2 Sie ist als Parlamentsgemeinde 
organisiert. 

Art. 2 
1 Die Stadt Wetzikon ist eine politi-
sche Gemeinde des Kantons Zürich.  
2 Sie ist als Parlamentsgemeinde 
organisiert. 

Art. 2 

Kein Antrag 

Art. 2 

Keine Anträge 

- Art. 3 

In der Stadt Wetzikon wird das 
Gemeindeparlament als Parlament 
und der Gemeindevorstand als 
Stadtrat bezeichnet. 

Art. 3 

In der Stadt Wetzikon wird das 
Gemeindeparlament als Parlament 
und der Gemeindevorstand als 
Stadtrat bezeichnet. 

Art. 3 

Kein Antrag 

Art. 3 

Keine Anträge 

- Art. 4 
1 Die Stimmberechtigten sind als 
Souverän der Stadt ihr oberstes 
Organ.  
2 Sie üben ihre Wahl- und Stimm-
rechte an der Urne aus. 

Art. 4 
1 Die Stimmberechtigten sind als 
Souverän der Stadt ihr oberstes 
Organ.  
2 Sie üben ihre Wahl- und Stimm-
rechte an der Urne aus. 

Art. 4 

Kein Antrag 

Art. 4 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 5 
1 Die Wählbarkeit sowie das 
Recht, an Wahlen und Abstim-
mungen der Gemeinde teilzu-
nehmen (und Wahlvorschläge 
einzureichen), richten sich nach 
der Kantonsverfassung, dem 
Gemeindegesetz und dem 
Gesetz über die politischen 
Rechte.  
2 Für die Wahl in Organe der 
Gemeinde ist der politische 
Wohnsitz in der Gemeinde 
erforderlich. Davon ausge-
nommen sind die Friedensrich-
terin bzw. der Friedensrichter 
und die Stadtamtsfrau und 
Betreibungsbeamtin bzw. der 
Stadtammann und Betrei-
bungsbeamte, welche mit poli-
tischem Wohnsitz im Kanton 
wählbar sind. 
3 Das Initiativ- und Anfrage-
recht richtet sich nach dem 
Gemeindegesetz. 

Art. 5 
1 Die Wählbarkeit sowie das Recht, 
an Wahlen und Abstimmungen der 
Gemeinde teilzunehmen und Wahl-
vorschläge einzureichen, richten 
sich nach der Kantonsverfassung 
und dem Gesetz über die politi-
schen Rechte.  
2 Für die Wahl in Organe der Stadt 
ist der politische Wohnsitz in der 
Stadt erforderlich.  
3 Für die Wahl als Betreibungsbe-
amtin oder als Betreibungsbeamter 
und als Friedensrichterin oder als 
Friedensrichter ist der politische 
Wohnsitz im Kanton erforderlich. 

Art. 5 
1 Die Wählbarkeit sowie das Recht, 
an Wahlen und Abstimmungen der 
Gemeinde teilzunehmen und Wahl-
vorschläge einzureichen, richten 
sich nach der Kantonsverfassung 
und dem Gesetz über die politi-
schen Rechte.  
2 Für die Wahl in Organe der Stadt 
ist der politische Wohnsitz in der 
Stadt erforderlich.  
3 Für die Wahl als Betreibungsbe-
amtin oder als Betreibungsbeamter 
und als Friedensrichterin oder als 
Friedensrichter ist der politische 
Wohnsitz im Kanton erforderlich. 

Art. 5 

Kein Antrag 

Art. 5 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 6 

Die Stimmberechtigten wählen 
an der Urne: 

a) die Mitglieder des Grossen 
Gemeinderates  

b) die Mitglieder des Stadtrates 
und das Stadtpräsidium, mit 
Ausnahme des Sitzes, der von 
Amtes wegen der Schulpräsi-
dentin / dem Schulpräsidenten 
vorbehalten ist  

c) die Mitglieder der Schulpfle-
ge und das Schulpräsidium  

d) die Friedensrichterin bzw. 
den Friedensrichter  

Art. 6 

Die Stimmberechtigten wählen an 
der Urne auf die gesetzliche Amts-
dauer:  

1. die Mitglieder des Parlaments, 

2. die Präsidentin oder den Präsi-
denten und die Mitglieder des 
Stadtrats, wobei die Stimmberech-
tigten im Rahmen der Wahl der 
Mitglieder des Stadtrats auch die 
Schulpräsidentin oder den Schul-
präsidenten wählen,  

3. die Mitglieder der Schulpflege, 

4. die Friedensrichterin oder den 
Friedensrichter. 

Art. 6 

Die Stimmberechtigten wählen an 
der Urne auf die gesetzliche Amts-
dauer: 

1. die Mitglieder des Parlaments, 

2. die Präsidentin oder den Präsi-
denten und die Mitglieder des 
Stadtrats, mit Ausnahme der 
Schulpräsidentin oder des Schul-
präsidenten. Ihre oder seine Wahl 
erfolgt durch die Stimmberechtig-
ten an der Urne im Rahmen der 
Wahl der Mitglieder der Schul-
pflege, wobei die Stimmberechtig-
ten im Rahmen der Wahl der Mit-
glieder des Stadtrats auch die 
Schulpräsidentin oder den Schul-
präsidenten wählen, 

3. die Mitglieder der Schulpflege, 

4. die Friedensrichterin oder den 
Friedensrichter. 

Art. 6 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 6 

Antrag der GP-Fraktion 

Die GP-Fraktion unterstützt den Antrag 
des Stadtrats respektive stellt diesen, 
sofern der Stadtrat keinen stellt. 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 7 
1 Der Stadtrat ist wahlleitende 
Behörde. Er setzt die Wahl- und 
Abstimmungstage fest.  
2 Für die Wahl des Grossen 
Gemeinderates sind die für die 
Wahl des Kantonsrates gelten-
den kantonalen Bestimmungen 
sinngemäss anwendbar.  
3 Für die Erneuerungs- und 
Ersatzwahlen der an der Urne 
gemäss Art. 6 lit. b) bis d) zu 
wählenden Gemeindeorgane 
gelten die Bestimmungen des 
Gesetzes über die politischen 
Rechte über die stille Wahl. 
Sind die Voraussetzungen für 
die stille Wahl nicht erfüllt, 
werden leere Wahlzettel ver-
wendet.  
3 Die Durchführung der Urnen-
wahlen und -abstimmungen ist 
Sache des Wahlbüros. 

Art. 7 

Für die Erneuerungs- und Ersatz-
wahlen der an der Urne gemäss Art. 
6 der Gemeindeordnung zu wäh-
lenden Organe gelten die Bestim-
mungen des Gesetzes über die 
politischen Rechte über die stille 
Wahl. Sind die Voraussetzungen für 
die stille Wahl nicht erfüllt, werden 
leere Wahlzettel verwendet. Den 
Wahlunterlagen wird in diesem Fall 
ein Beiblatt beigelegt. 

Art. 7 

Für die Erneuerungs- und Ersatz-
wahlen der an der Urne gemäss Art. 
6 der Gemeindeordnung zu wäh-
lenden Organe gelten die Bestim-
mungen des Gesetzes über die 
politischen Rechte über die stille 
Wahl. Sind die Voraussetzungen für 
die stille Wahl nicht erfüllt, werden 
leere Wahlzettel verwendet. Den 
Wahlunterlagen wird in diesem Fall 
ein Beiblatt beigelegt. 

Art. 7 

Kein Antrag 

Art. 7 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 8 
1 Das Initiativ- und Anfrage-
recht richtet sich nach dem 
Gemeindegesetz.  
2 Das Initiativrecht steht jeder 
Person zu, die in der Stadt 
Wetzikon stimmberechtigt ist.  
3 Mit einer Initiative kann der 
Erlass, die Änderung oder die 
Aufhebung eines Beschlusses 
verlangt werden, der dem obli-
gatorischen oder fakultativen 
Referendum untersteht. Eine 
Initiative kann als allgemeine 
Anregung oder als ausgearbei-
teter Entwurf eingereicht wer-
den.  
4 Eine Volksinitiative wird der 
Gemeinde zur Abstimmung 
vorgelegt, wenn sie von min-
destens 500 Stimmberechtig-
ten unterzeichnet ist.  
5 Für die vorläufige Unterstüt-
zung einer Einzelinitiative ist 
die Zustimmung von 12 Mit-
gliedern des Grossen Gemein-
derates erforderlich. 

Art. 8 
1 500 Stimmberechtigte können 
eine Volksinitiative einreichen über 
Gegenstände, die dem obligatori-
schen oder fakultativen Referen-
dum unterstehen.  
2 Eine Einzelinitiative über Gegen-
stände, die dem obligatorischen 
oder fakultativen Referendum un-
terstehen, können einreichen:  

1. eine einzelne stimmberechtigte 
Person, 

2. mehrere stimmberechtigte Per-
sonen. 

Art. 8 
1 500 Stimmberechtigte können 
eine Volksinitiative einreichen über 
Gegenstände, die dem obligatori-
schen oder fakultativen Referen-
dum unterstehen.  
2 Eine Einzelinitiative über Gegen-
stände, die dem obligatorischen 
oder fakultativen Referendum un-
terstehen, können einreichen:  

1. eine einzelne stimmberechtigte 
Person, 

2. mehrere stimmberechtigte Per-
sonen. 

Art. 8 

Kein Antrag 

Art. 8 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 9 

Folgende Beschlüsse des Gros-
sen Gemeinderates sind der 
Urnenabstimmung zu unter-
breiten:  

a) der Erlass und die Änderung 
der Gemeindeordnung  

b) der Zusammenschluss mit 
einer anderen Gemeinde  

c) die Änderung der Gemein-
degrenzen, soweit davon be-
wohntes Gebiet betroffen ist  

d) Beschlüsse über neue ein-
malige Ausgaben von mehr als 
Fr. 2’500’000 oder entspre-
chende Einnahmenausfälle  

e) Beschlüsse über neue jähr-
lich wiederkehrende Ausgaben 
von mehr als Fr. 500’000 oder 
entsprechende Einnahmenaus-
fälle  

f) die finanzielle Beteiligung an 
nicht börsenkotierten Unter-
nehmen und die Gewährung 
von Darlehen im Betrag von 
mehr als Fr. 1’000’000  

g) die Eingehung von Eventu-
alverpflichtungen im Betrag 
von mehr als Fr. 1’000’000  

Art. 9 

Die Stimmberechtigten entscheiden 
an der Urne über:  

1. Teil- und Totalrevisionen der 
Gemeindeordnung, 

2. Ausgliederungen von einer oder 
mehreren Aufgaben von erhebli-
cher Bedeutung, d. h. insbesonde-
re solcher, die von grosser politi-
scher oder finanzieller Tragweite 
sind,  

3. Verträge über den Zusammen-
schluss mit anderen Gemeinden, 

4. Verträge über die Zusammenar-
beit in Form eines Zweckverbands, 
einer gemeinsamen Anstalt oder 
einer juristischen Person des Pri-
vatrechts,  

5. Anschluss- und Zusammenar-
beitsverträge, wenn die Stadt ho-
heitliche Befugnisse abgibt oder 
die damit zusammenhängenden 
neuen Ausgaben durch die Stimm-
berechtigten zu bewilligen sind,  

6. Verträge über Gebietsänderun-
gen von erheblicher Bedeutung, d. 
h. insbesondere solche, die eine 
Fläche oder Bevölkerungszahl be-
treffen, die für die Entwicklung der 
Stadt wesentlich sind,  

Art. 9 

Die Stimmberechtigten entscheiden 
an der Urne über:  

1. Teil- und Totalrevisionen der 
Gemeindeordnung,  

2. Ausgliederungen von einer oder 
mehreren Aufgaben von erhebli-
cher Bedeutung, d.h. insbesondere 
solcher, die von grosser politischer 
oder finanzieller Tragweite sind,  

3. Verträge über den Zusammen-
schluss mit anderen Gemeinden, 

4. Verträge über die Zusammenar-
beit in Form eines Zweckverbands, 
einer gemeinsamen Anstalt oder 
einer juristischen Person des Pri-
vatrechts,  

5. Anschluss- und Zusammenar-
beitsverträge, wenn die Stadt ho-
heitliche Befugnisse abgibt oder 
die damit zusammenhängenden 
neuen Ausgaben durch die Stimm-
berechtigten zu bewilligen sind,  

6. Verträge über Gebietsänderun-
gen von erheblicher Bedeutung, 
d.h. insbesondere solche, die eine 
Fläche oder Bevölkerungszahl be-
treffen, die für die Entwicklung der 
Stadt wesentlich sind,  

Art. 9 

Kein Antrag 

Art. 9 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

h) Verfügungen über Grundei-
gentum und beschränkt dingli-
che Rechte von mehr als Fr. 
5’000’000  

i) Initiativen nach Massgabe 
des Gemeindegesetzes 

7. die Bewilligung von neuen ein-
maligen Ausgaben von mehr als Fr. 
2'500'000 für einen bestimmten 
Zweck und von neuen jährlich wie-
derkehrenden Ausgaben von mehr 
als Fr. 500'000 für einen bestimm-
ten Zweck. 

7. die Bewilligung von neuen ein-
maligen Ausgaben von mehr als Fr. 
2'500'000 für einen bestimmten 
Zweck und von neuen jährlich wie-
derkehrenden Ausgaben von mehr 
als Fr 500'000 für einen bestimmten 
Zweck.  

8. die Veräusserung von Grundstü-
cken, inkl. Abgabe von selbständi-
gen und dauernden Baurechten, 
des Finanzvermögens von mehr als 
Fr. 5'000'000 und den Erwerb von 
Grundstücken von mehr als Fr. 
5'000'000. 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 10 
1 Ein Beschluss des Grossen 
Gemeinderates wird der Ur-
nenabstimmung unterstellt, 
wenn dies verlangt wird von:  

a) der Mehrheit der bei der 
Beschlussfassung anwesenden 
Mitglieder des Grossen Ge-
meinderates  

b) 12 Mitgliedern des Grossen 
Gemeinderates innert 30 Ta-
gen nach der Bekanntgabe der 
Beschlussfassung (Behörden-
referendum)  

c) 500 Stimmberechtigten in-
nert 30 Tagen nach der Be-
kanntgabe der Beschlussfas-
sung an den Stadtrat (Volksre-
ferendum)  
2 Für die Form und den Inhalt 
der Unterschriftenliste bei 
Volks- und Behördenreferen-
dum sind die für das kantonale 
Referendum geltenden Vor-
schriften sinngemäss anwend-
bar. 

Art. 10 
1 Die Stimmberechtigten entschei-
den auf Verlangen an der Urne über 
Beschlüsse des Parlaments. Ausge-
nommen sind Geschäfte, die durch 
das übergeordnete Recht von der 
Urnenabstimmung ausgeschlossen 
sind.  
2 Eine Urnenabstimmung können 
verlangen:  

1. 300 Stimmberechtigte innert 60 
Tagen nach der amtlichen Veröf-
fentlichung des Parlamentsbe-
schlusses (Volksreferendum),  

2. ein Drittel der Mitglieder des 
Parlaments innert 14 Tagen nach 
der Beschlussfassung (Parlaments-
referendum). 

Art. 10 
1 Die Stimmberechtigten entschei-
den auf Verlangen an der Urne über 
Beschlüsse des Parlaments. Ausge-
nommen sind Geschäfte, die durch 
das übergeordnete Recht von der 
Urnenabstimmung ausgeschlossen 
sind.  
2 Eine Urnenabstimmung können 
verlangen:  

1. 300 Stimmberechtigte innert 60 
Tagen nach der amtlichen Veröf-
fentlichung des Parlamentsbe-
schlusses (Volksreferendum),  

2. ein Drittel der Mitglieder des 
Parlaments innert 14 Tagen nach 
der Beschlussfassung (Parlaments-
referendum). 

Art. 10 

Kein Antrag 

Art. 10 

Keine Anträge 

Art. 13 

Die Behörden sind verpflichtet, 
Petitionen zu prüfen und innert 
sechs Monaten dazu Stellung 
zu nehmen. 

Art. 11 

Die Behörden sind verpflichtet, 
Petitionen zu prüfen und innert 
sechs Monaten dazu Stellung zu 
nehmen. 

Art. 11 
1 Jede Person hat das Recht, Petiti-
onen an Behörden zu richten. 
2 Die Behörden sind verpflichtet, 
Petitionen zu prüfen und innert 
sechs Monaten dazu Stellung zu 
nehmen. 

Art. 11 

Kein Antrag 

Art. 11 

Keine Anträge 



10 
 

Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

- Art. 12 

Mindestens 20 Jugendliche zwi-
schen dem vollendeten 12. und 
dem vollendeten 18. Altersjahr mit 
Wohnsitz in Wetzikon und Schwei-
zer Bürgerrecht können der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des 
Parlaments einen Jugendvorstoss in 
der Form eines Postulats einrei-
chen. 

Art. 12 

Mindestens 20 Jugendliche zwi-
schen dem vollendeten 12. und 
dem vollendeten 18. Altersjahr mit 
Wohnsitz in Wetzikon und Schwei-
zer Bürgerrecht können der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des 
Parlaments einen Jugendvorstoss in 
der Form eines Postulats einrei-
chen. 

 

Minderheitsantrag RPK 

Mindestens 20 Jugendliche zwi-
schen dem vollendeten 12. und 
dem vollendeten 18. Altersjahr mit 
Wohnsitz in Wetzikon und Schwei-
zer Bürgerrecht können der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des 
Parlaments einen Jugendvorstoss 
in der Form eines Postulats einrei-
chen. 

Art. 12 

Die FK II unterstützt den Antrag 
des Stadtrats respektive stellt 
diesen, sofern der Stadtrat kei-
nen stellt. 

Art. 12 

Antrag der EVPii 
1Mindestens 20 Jugendliche zwischen 
dem vollendeten 14. und dem vollen-
deten 25. Altersjahr mit Wohnsitz in 
Wetzikon können der Präsidentin 
oder dem Präsidenten des Parlaments 
einen Jugendvorstoss in der Form 
eines Postulats einreichen. Die Ju-
gendlichen müssen dafür als Jugend-
parlament organisiert sein. Der Stadt-
rat anerkennt es, wenn es 

1. sich als privatrechtlicher Verein 
organisiert hat, 

2. sich für die Anliegen der Jugend 
einsetzt, 

3. nach demokratischen Grundsätzen 
organisiert ist. 

2Der Stadtrat legt die Anerkennungs-
voraussetzungen und das Anerken-
nungsverfahren für das Jugendparla-
ment fest. 

Mindestens 20 Jugendliche zwischen 
dem vollendeten 12. und dem vollen-
deten 18. Altersjahr mit Wohnsitz in 
Wetzikon können der Präsidentin 
oder dem Präsidenten des Parlaments 
einen Jugendvorstoss in der Form 
eines Postulats einreichen. 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

    Antrag der AWiii: 

Das Jugendparlament Wetzikon (JU-
WE) kann der Präsidentin oder dem 
Präsidenten des Parlaments einen 
Jugendvorstoss in der Form eines 
Postulats einreichen. Der Stadtrat legt 
Anerkennungsvoraussetzungen und 
Anerkennungsverfahren für das Ju-
gendparlament fest. Das Parlament 
regelt in seiner Geschäftsordnung die 
Voraussetzungen für das Einreichen 
eines Jugendvorstosses. 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 15 
1 Der Grosse Gemeinderat ist 
die Legislative der Stadt.  
2 Er übt die Oberaufsicht über 
alle Organe aus, die Gemeinde-
aufgaben wahrnehmen. 

Art. 13 
1 Das Parlament ist die Legislative 
und das politische Kontrollorgan 
der Stadt.  
2 Das Parlament setzt sich aus 36 
Mitgliedern zusammen. 

Art. 13 
1 Das Parlament ist die Legislative 
und das politische Kontrollorgan 
der Stadt.  
2 Das Parlament setzt sich aus 36 
Mitgliedern zusammen. 

Art. 13 

Kein Antrag 

Art. 13 

Keine Anträge 

Art. 18 

Der Grosse Gemeinderat wählt 
aus seiner Mitte:  

a) die Mitglieder des Büros des 
Grossen Gemeinderates  

b) die Mitglieder der Kommis-
sionen sowie deren Präsidien  

Der Grosse Gemeinderat wählt 
in freier Wahl:  

a) die Mitglieder des Wahlbü-
ros  

b) die Mitglieder der Sozialbe-
hörde  

c) 

d) 2 Mitglieder der Baukom-
mission  

e) die Mitglieder der Steuer-
kommission  

f) 

g) die ihm vom Stadtrat zuge-
wiesenen Delegierten in wei-
teren Gremien  

Art. 14 

Das Parlament wählt:  

1. die Mitglieder seiner Organe, 

2. die Mitglieder der Sozialkom-
mission. 

Art. 14 

Das Parlament wählt:  

1. die Mitglieder seiner Organe, 

2. die Mitglieder der Sozialkom-
mission. 

Art. 14 

Das Parlament wählt: 

1. die Mitglieder seiner Organe, 

2. die Mitglieder der Sozial-
kommission. 

Art. 14 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 19 
1 Der Grosse Gemeinderat 
erlässt, ändert oder hebt die 
Verordnungen von allgemeiner 
Bedeutung auf, soweit sie nicht 
ausdrücklich in die Befugnis 
einer anderen Behörde fallen.  
2 Er erlässt insbesondere:  

a) die Geschäftsordnung des 
Grossen Gemeinderates  

b) die kommunale Richt- und 
Nutzungsplanung  

c) die Verordnungen über Ver-
sorgung und Entsorgung  

d) die Friedhof- und Bestat-
tungsverordnung  

e) die Personalverordnung  

f) die Verordnung über die 
Entschädigungen der Behör-
den, Kommissionen und Funk-
tionäre im Nebenamt  

g) die Grundsätze für die Ge-
bührenerhebung  

h) die Verordnungen im Be-
reich Sicherheit und Polizeiwe-
sen  

i) die Umwelt- und Energie-
strategie durch Festsetzung 
von Zielen 

Art. 15 

Das Parlament ist zuständig für den 
Erlass und die Änderung wichtiger 
Rechtsätze. Dazu gehören insbe-
sondere die grundlegenden Best-
immungen über:  

1. das Arbeitsverhältnis der Stadt-
angestellten, 

2. die Entschädigung von Behör-
denmitgliedern, 

3. die Organisation des Parlaments, 

4. die Haushaltsführung mit Glo-
balbudget, 

5. das Polizeirecht, 

6. die Grundsätze der Gebührener-
hebung, d. h. namentlich der Ge-
genstand der Gebühr, die Bemes-
sungsgrundlagen, sowie den Kreis 
der abgabepflichtigen Personen. 

Art. 15 

Das Parlament ist zuständig für den 
Erlass und die Änderung wichtiger 
Rechtsätze. Dazu gehören insbe-
sondere die grundlegenden Best-
immungen über:  

1. das Arbeitsverhältnis der Stadt-
angestellten, 

2. die Entschädigung von Behör-
denmitgliedern, 

3. die Organisation des Parlaments, 

4. die Haushaltsführung mit Glo-
balbudget, 

5. das Polizeirecht, 

6. die Grundsätze der Gebührener-
hebung, d. h. namentlich der Ge-
genstand der Gebühr, die Bemes-
sungsgrundlagen, sowie den Kreis 
der abgabepflichtigen Personen. 

Art. 15 

Kein Antrag 

Art. 15 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

- Art. 16 

Das Parlament ist im Rahmen des 
kantonalen Planungs- und Bauge-
setzes zuständig für die Festsetzung 
und die Änderung:  

1. des kommunalen Richtplans, 

2. der Bau- und Zonenordnung, 

3. des Erschliessungsplans, 

4. von Sonderbauvorschriften und 
Gestaltungplänen. 

Art. 16 

Das Parlament ist im Rahmen des 
kantonalen Planungs- und Bauge-
setzes zuständig für die Festsetzung 
und die Änderung:  

1. des kommunalen Richtplans, 

2. der Bau- und Zonenordnung, 

3. des Erschliessungsplans, 

4. von Sonderbauvorschriften und 
Gestaltungplänen. 

Art. 16 

Kein Antrag 

Art. 16 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 21 

Ebenfalls in den Zuständig-
keitsbereich des Grossen Ge-
meinderates fallen:  

a) Beschlussfassung über Än-
derungen sowie Bereinigungen 
der Gemeindegrenze  

b) Beschlussfassung über die 
Gründung, Erweiterung oder 
Aufhebung von Unterneh-
mungen oder gewerblichen 
Betrieben der Stadt  

c) Abschluss von Vereinbarun-
gen mit anderen Gemeinden 
über die gemeinsame Durch-
führung von Aufgaben, sofern 
damit Ausgaben verbunden 
sind, welche die Finanzkompe-
tenzen des Stadtrates über-
steigen  

d) Genehmigung von Verein-
barungen mit anderen Ge-
meinden über die Bildung von 
Zweckverbänden und den An-
schluss an Zweckverbände  

e) Festlegung der Anzahl der 
Mitglieder des Wahlbüros  

  

Art. 17 

Das Parlament ist zuständig für:  

1. die politische Kontrolle über 
Behörden, Verwaltung und die 
weiteren Träger öffentlicher Auf-
gaben,  

2. die Bereinigung aller Vorlagen 
und die Antragstellung zu Geschäf-
ten der Stimmberechtigten,  

3. die Behandlung von Initiativen, 

4. die Behandlung von parlamenta-
rischen Vorstössen, 

5. die Festlegung der Mitglieder-
zahl des Wahlbüros, 

6. die Ausgliederung von einer 
oder mehreren Aufgaben von nicht 
erheblicher Bedeutung, d. h. insbe-
sondere solcher, die nicht von 
grosser politischer oder finanzieller 
Tragweite sind,  

7. den Abschluss oder die Ände-
rung von Anschluss- und Zusam-
menarbeitsverträgen gemäss Be-
fugnis zur Bewilligung neuer Aus-
gaben, sofern die Stadt keine ho-
heitlichen Befugnisse abgibt,  

8. Verträge zu Gebietsänderungen, 
die bebautes Gebiet betreffen und 
nicht von erheblicher Bedeutung 
sind, d. h. insbesondere solche, die 
eine Fläche oder eine Bevölke-
rungszahl betreffen, die für die 
Entwicklung der Stadt nicht we-
sentlich sind,  

Art. 17 

Das Parlament ist zuständig für: 

1. die politische Kontrolle über 
Behörden, Verwaltung und die 
weiteren Träger öffentlicher Auf-
gaben,  

2. die Bereinigung aller Vorlagen 
und die Antragstellung zu Geschäf-
ten der Stimmberechtigten,  

3. die Behandlung von Initiativen, 

4. die Behandlung von parlamenta-
rischen Vorstössen, 

5. die Festlegung der Mitglieder-
zahl des Wahlbüros, 

6. die Ausgliederung von einer o-
der mehreren Aufgaben von nicht 
erheblicher Bedeutung, d. h. insbe-
sondere solcher, die nicht von 
grosser politischer oder finanzieller 
Tragweite sind,  

7. den Abschluss oder die Ände-
rung von Anschluss- und Zusam-
menarbeitsverträgen gemäss Be-
fugnis zur Bewilligung neuer Aus-
gaben, sofern die Stadt keine ho-
heitlichen Befugnisse abgibt,  

8. Verträge zu Gebietsänderungen, 
die bebautes Gebiet betreffen und 
nicht von erheblicher Bedeutung 
sind, d. h. insbesondere solche, die 
eine Fläche oder eine Bevölke-
rungszahl betreffen, die für die 
Entwicklung der Stadt nicht we-
sentlich sind,  

Art. 17 

Kein Antrag 

Art. 17 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

f) Annahme, Ablehnung und 
Entscheid über die Gültigkeit 
von Initiativen  

g) Erlass von Bestimmungen 
über die Erteilung des kom-
munalen Bürgerrechts und 
Festsetzung von Einbürge-
rungsgebühren h) Festlegung 
der Eigentümerstrategie der 
Stadtwerke 

9. die Errichtung von Eigenwirt-
schaftsbetrieben, soweit keine 
Verpflichtung durch übergeordne-
tes Recht besteht,  

10. die Kenntnisnahme des Legisla-
turprogramms des Stadtrats, 

11. die Festlegung der Eigentü-
merstrategie der Stadtwerke, 

12. die Umwelt- und Energiestra-
tegie durch Festsetzung von Zielen, 

13. die Genehmigung des Ge-
schäftsberichts. 

9. die Errichtung von Eigenwirt-
schaftsbetrieben, soweit keine 
Verpflichtung durch übergeordne-
tes Recht besteht,  

10. die Kenntnisnahme des Legisla-
turprogramms des Stadtrats, 

11. die Festlegung der Eigentü-
merstrategie der Stadtwerke, 

12. die Umwelt- und Energiestra-
tegie durch Festsetzung von Zielen, 

13. die Genehmigung des Ge-
schäftsberichts, 

14. die Schaffung von Stellen in 
der Verwaltung für die Erfüllung 
neuer Aufgaben, soweit nicht der 
Stadtrat oder die Schulpflege da-
für zuständig ist. 

  

Art. 20 

Der Grosse Gemeinderat trifft 
folgende finanziellen Entschei-
de abschliessend:  

a) Beschlussfassung über den 
jährlichen Voranschlag und die 
Festsetzung des Steuerfusses  

b) Genehmigung von Nach-
tragskrediten  

c) Genehmigung der Jahres-
rechnungen  

d) neue einmalige Ausgaben 
im Einzelfall von mehr als Fr. 
250’000 bis Fr. 2’500’000 oder 
entsprechende Einnahmenaus-
fälle  

Art. 18 

Das Parlament ist zuständig für:  

1. die jährliche Kenntnisnahme des 
Finanz- und Aufgabenplans, 

2. die jährliche Festsetzung des 
Budgets und die Bewilligung von 
Nachtragskrediten, sofern die 
Kompetenz des Stadtrats über-
schritten wird,  

3. die jährliche Festsetzung des 
Steuerfusses, 

4. die Einführung eines Globalbud-
gets für einen oder mehrere Ver-
waltungsbereiche,  

Art. 18 

Das Parlament ist zuständig für:  

1. die jährliche Kenntnisnahme des 
Finanz- und Aufgabenplans,  

2. die jährliche Festsetzung des 
Budgets und die Bewilligung von 
Nachtragskrediten, sofern die 
Kompetenz des Stadtrats über-
schritten wird,  

3. die jährliche Festsetzung des 
Steuerfusses,  

4. die Einführung eines Globalbud-
gets für einen oder mehrere Ver-
waltungsbereiche,  

Art. 18 

Kein Antrag 

Art. 18 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

e) neue jährlich wiederkeh-
rende Ausgaben im Einzelfall 
von mehr als Fr. 50’000 bis Fr. 
500’000 oder entsprechende 
Einnahmenausfälle  

f) die finanzielle Beteiligung an 
nicht börsenkotierten Unter-
nehmen und die Gewährung 
von Darlehen im Betrag von 
mehr als Fr. 250’000 bis Fr. 
1’000’000  

5. die Bewilligung von neuen ein-
maligen Ausgaben von mehr als Fr. 
400'000 bis Fr. 2'500'000 für einen 
bestimmten Zweck und von neuen 
jährlich wieder kehrenden Ausga-
ben von mehr als Fr. 80'000 bis Fr. 
500'000 für einen bestimmten 
Zweck,  

5. die Bewilligung von neuen ein-
maligen Ausgaben von mehr als Fr. 
400'000 Fr. 250'000 bis Fr. 
2'500'000 für einen bestimmten 
Zweck und von neuen jährlich wie-
derkehrenden Ausgaben von mehr 
als Fr. 80'000 Fr. 50'000 bis Fr. 
500'000 für einen bestimmten 
Zweck,  

 Antrag der FDP-Fraktioniv 

5. die Bewilligung von neuen einmali-
gen Ausgaben von mehr als Fr. 
250'000 Fr. 325'000 bis Fr. 2'500'000 
für einen bestimmten Zweck und von 
neuen jährlich wiederkehrenden Aus-
gaben von mehr als Fr. 50'000 
Fr. 80'000 bis Fr. 500'000 für einen 
bestimmten Zweck, 

 6. die Veräusserung von Grundstü-
cken, inkl. Abgabe von selbständi-
gen und dauernden Baurechten, 
des Finanzvermögens von mehr als 
Fr. 500'000 und den Erwerb von 
Grundstücken von mehr als Fr. 
5'000'000,  

6. die Veräusserung von Grundstü-
cken, inkl. Abgabe von selbständi-
gen und dauernden Baurechten, 
des Finanzvermögens von mehr als 
Fr. 500'000 bis Fr. 5'000'000 und 
den Erwerb von Grundstücken von 
mehr als Fr. 2'500'000 bis 
Fr. 5'000'000, 

 Antrag der GP- und der FDPv-Fraktion 

6. die Veräusserung von Grundstü-
cken, inkl. Abgabe von selbständigen 
und dauernden Baurechten, des Fi-
nanzvermögens von mehr als 
Fr. 500'000 bis Fr. 5'000'000 und den 
Erwerb von Grundstücken von mehr 
als Fr. 2'500'000 bis Fr. 5'000'000, 

g) die Eingehung von Eventu-
alverpflichtungen im Betrag 
von mehr als Fr. 250’000 bis 
Fr. 1’000’000  

h) Verfügungen über Grundei-
gentum und beschränkte ding-
liche Rechte von mehr als Fr. 
500'000 bis Fr. 5’000’000 im 
Einzelfall 

7. die Investition in Grundstücke 
des Finanzvermögens von mehr als 
Fr. 500'000,  

8. die Vorfinanzierung von Investi-
tionsvorhaben, 

9. die Genehmigung von Abrech-
nungen über neue Ausgaben, die 
von den Stimmberechtigten oder 
vom Parlament beschlossen wor-
den sind, sofern eine Kreditüber-
schreitung vorliegt,  

10. die Genehmigung der Jahres-
rechnung. 

7. die Investition in Grundstücke 
des Finanzvermögens von mehr als 
Fr. 500'000,  

8. die Vorfinanzierung von Investi-
tionsvorhaben,  

9. die Genehmigung von Abrech-
nungen über neue Ausgaben, die 
von den Stimmberechtigten oder 
vom Parlament beschlossen wor-
den sind, sofern eine Kreditüber-
schreitung vorliegt,  

10. 9. die Genehmigung der Jah-
resrechnung. 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

- Art. 19 
1 Der Stadtrat besteht aus sieben 
Mitgliedern, die Präsidentin oder 
der Präsident und die Schulpräsi-
dentin oder der Schulpräsident 
inbegriffen.  
2 Der Stadtrat konstituiert sich im 
Übrigen selbst. 

Art. 19 
1 Der Stadtrat besteht aus sieben 
Mitgliedern, die Präsidentin oder 
der Präsident und die Schulpräsi-
dentin oder der Schulpräsident 
inbegriffen.  
2 Der Stadtrat konstituiert sich im 
Übrigen selbst. 

Art. 19 

Kein Antrag 

Art. 19 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 32 

Der Stadtrat wählt aus seiner 
Mitte:  

a) zwei Vizepräsidentin-
nen/Vizepräsidenten  

b) die Präsidentin-
nen/Präsidenten der Kommissi-
onen mit selbständigen Verwal-
tungsbefugnissen, soweit die 
Wahl dem Stadtrat zusteht  

c) allfällige Ausschüsse  

Der Stadtrat wählt in freier Wahl: 

a) die Vertreterinnen und Ver-
treter der Stadt in Zweckver-
bänden sowie in öffentlichen 
und privaten Institutionen  

b) den Feuerwehrkommandan-
ten und den Ortschef des Zivil-
schutzes  

c) die Mitglieder der Gemeinde-
führungsorganisation (GFO)  

d) die Mitglieder der beraten-
den Kommissionen  

e) die Mitglieder der Werk-
kommission 

f) die Mitglieder der Umwelt-
kommission 

Der Stadtrat stellt an:  

a) das Gemeindepersonal, so-
weit die Anstellungskompetenz 
nicht einer anderen Behörde 
oder einer nachgeordneten 
Stelle übertragen ist  

Art. 20 

Der Stadtrat  

1. bestimmt auf die gesetzliche 
Amtsdauer aus seiner Mitte die 
Vertretungen des Stadtrats in an-
deren Organen;  

2. ernennt und wählt in freier 
Wahl: 

a) die Präsidentin oder den Präsi-
denten aus seiner Mitte und die 
Mitglieder unterstellter Kommis-
sionen, sofern nicht das Parlament 
dafür zuständig ist,  

b) die Vertretungen der Stadt in 
Organisationen des öffentlichen 
oder privaten Rechts, soweit das 
Organisationsrecht dieser Organi-
sationen die Zuständigkeit nicht 
anders regelt, ausgenommen im 
Bereich Schule und Bildung,  

c) die Mitglieder des Wahlbüros;  

3. ernennt oder stellt an, soweit 
nicht einem anderen Organ über-
tragen: 

a) das Stadtpersonal,  

b) das Personal der Schulverwal-
tung.  

Art. 20 

Der Stadtrat  

1. bestimmt auf die gesetzliche 
Amtsdauer aus seiner Mitte die 
Vertretungen des Stadtrats in an-
deren Organen;  

2. ernennt und wählt in freier 
Wahl: 

a) die Präsidentin oder den Präsi-
denten aus seiner Mitte und die 
Mitglieder unterstellter Kommis-
sionen, sofern nicht das Parlament 
dafür zuständig ist,  

b) die Vertretungen der Stadt in 
Organisationen des öffentlichen 
oder privaten Rechts, soweit das 
Organisationsrecht dieser Organi-
sationen die Zuständigkeit nicht 
anders regelt, ausgenommen im 
Bereich Schule und Bildung,  

c) die Mitglieder des Wahlbüros;  

3. ernennt oder stellt an, soweit 
nicht einem anderen Organ über-
tragen: 

a) das Stadtpersonal,  

b) das Personal der Schulverwal-
tung. 

Art. 20 

Der Stadtrat  

1. bestimmt auf die gesetzliche 
Amtsdauer aus seiner Mitte die 
Vertretungen des Stadtrats in 
anderen Organen;  

2. ernennt und wählt in freier 
Wahl: 

a) die Präsidentin oder den 
Präsidenten aus seiner Mitte 
und die Mitglieder unterstellter 
Kommissionen, sofern nicht 
das Parlament dafür zuständig 
ist,  

b) die Vertretungen der Stadt 
in Organisationen des öffentli-
chen oder privaten Rechts, so-
weit das Organisationsrecht 
dieser Organisationen die Zu-
ständigkeit nicht anders regelt, 
ausgenommen im Bereich 
Schule und Bildung,  

c) die Mitglieder des Wahlbü-
ros;  

3. ernennt oder stellt an, soweit 
nicht einem anderen Organ 
übertragen: 

a) das Stadtpersonal,  

b) das Personal der Schulver-
waltung. 

Art. 20 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

- Art. 21 

Der Stadtrat ist zuständig für den 
Erlass und die Änderung von weni-
ger wichtigen Rechtssätzen. Dazu 
gehören insbesondere Bestimmun-
gen über:  

1. die Organisation und die Leitung 
der Verwaltung, 

2. unterstellte und beratende 
Kommissionen, 

3. die Aufgabenübertragung an 
Stadtangestellte, soweit nicht ein 
anderes Organ zuständig ist,  

4. die Tarifordnung für Gebühren 
der Stadt, 

5. Benützungsvorschriften für städ-
tische Grundstücke, 

6. Gegenstände, die nicht in die 
Kompetenz eines anderen Organs 
fallen. 

Art. 21 

Der Stadtrat ist zuständig für den 
Erlass und die Änderung von weni-
ger wichtigen Rechtssätzen. Dazu 
gehören insbesondere Bestimmun-
gen über:  

1. die Organisation und die Leitung 
der Verwaltung, 

2. unterstellte und beratende 
Kommissionen, 

3. die Aufgabenübertragung an 
Stadtangestellte, soweit nicht ein 
anderes Organ zuständig ist,  

4. die Tarifordnung für Gebühren 
der Stadt, 

5. Benützungsvorschriften für städ-
tische Grundstücke, 

6. Gegenstände, die nicht in die 
Kompetenz eines anderen Organs 
fallen. 

Art. 21 

Kein Antrag 

Art. 21 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 33 

Dem Stadtrat stehen neben 
den in Art. 30 genannten alle 
nicht ausdrücklich aufgrund 
eidgenössischen und kantona-
len Rechts oder nach der Ge-
meindeordnung einem anderen 
Organ zugeordneten Kompe-
tenzen zu, insbesondere:  

a) die Erstellung des jährlichen 
Voranschlages (inkl. Global-
budgets) sowie der Jahres-
rechnung und des Geschäfts-
berichtes  

b) die Genehmigung von An-
schluss- und Zusammenar-
beitsverträgen mit anderen 
Gemeinden über die gemein-
same Durchführung von Auf-
gaben, soweit nicht der Grosse 
Gemeinderat zuständig ist  

c) die Vertretung der Stadt 
nach aussen und die Bestim-
mung der rechtsverbindlichen 
Unterschriften  

d) die Erstellung der Ge-
schäftsordnung des Stadtrates  

e) die Erstellung der Ge-
schäftsreglemente der unter-
stellten und beratenden 
Kommissionen 

f) die Erstellung des Verwal-
tungs- und Organisationsreg-
lements  

Art. 22 
1 Dem Stadtrat stehen unübertrag-
bar zu:  

1. die politische Planung, Führung 
und Aufsicht, 

2. die Verantwortung für den Ge-
meindehaushalt und für die ihm 
durch die eidgenössische und kan-
tonale Gesetzgebung oder die Be-
hörden des Bundes, des Kantons 
und des Bezirks übertragenen Auf-
gaben,  

3. die Besorgung sämtlicher Ge-
meindeangelegenheiten soweit 
dafür nicht ein anderes Organ zu-
ständig ist,  

4. die Vorberatung und die Antrag-
stellung zu Geschäften des Parla-
ments, 

5. die Unterbreitung der ursprüng-
lichen Vorlage an die Stimmbe-
rechtigten, wenn das Parlament 
diese geändert hat und es in der 
Folge zur Urnenabstimmung 
kommt,  

6. die Vertretung der Stadt nach 
aussen und die Bestimmung der 
rechtsverbindlichen Unterschrif-
ten,  

7. die Bestimmung des amtlichen 
Publikationsorgans, 

8. die Erteilung des Gemeindebür-
gerrechts, 

Art. 22 
1 Dem Stadtrat stehen unübertrag-
bar zu:  

1. die politische Planung, Führung 
und Aufsicht, 

2. die Verantwortung für den Ge-
meindehaushalt und für die ihm 
durch die eidgenössische und kan-
tonale Gesetzgebung oder die Be-
hörden des Bundes, des Kantons 
und des Bezirks übertragenen Auf-
gaben,  

3. die Besorgung sämtlicher Ge-
meindeangelegenheiten soweit 
dafür nicht ein anderes Organ zu-
ständig ist,  

4. die Vorberatung und die Antrag-
stellung zu Geschäften des Parla-
ments, 

5. die Unterbreitung der ursprüng-
lichen Vorlage an die Stimmbe-
rechtigten, wenn das Parlament 
diese geändert hat und es in der 
Folge zur Urnenabstimmung 
kommt,  

6. die Vertretung der Stadt nach 
aussen und die Bestimmung der 
rechtsverbindlichen Unterschrif-
ten,  

7. die Bestimmung des amtlichen 
Publikationsorgans, 

8. die Erteilung des Gemeindebür-
gerrechts, 

Art. 22 

 

Art. 22 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

h) der Erlass der Gebührenreg-
lemente im vorgegebenen 
Rahmen   

9. die Initiierung und Unterstüt-
zung von Gemeindereferenden.  

9. die Initiierung und Unterstüt-
zung von Gemeindereferenden.  

  

i) die Unterstützung des Ge-
meindereferendums  

j) der Entscheid über Baugesu-
che, welche die Kompetenzen 
der Baukommission überstei-
gen. 

2 Dem Stadtrat stehen im Weiteren 
folgende Befugnisse zu, die in ei-
nem Erlass massvoll und stufenge-
recht übertragen werden können:  

1. die Besorgung der Aufgaben der 
Fürsorgebehörde, 

2 Dem Stadtrat stehen im Weiteren 
folgende Befugnisse zu, die in ei-
nem Erlass massvoll und stufenge-
recht übertragen werden können:  

1. die Besorgung der Aufgaben der 
Fürsorgebehörde, 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

 

k) die Erteilung des Bürger-
rechts  

l) die Verantwortung für die 
Umwelt- und Energiepolitik, 
soweit nicht der Grosse Ge-
meinderat zuständig ist  

m) die Aufsicht über die 
Stadtwerke sowie die Festle-
gung der Unternehmensstra-
tegie der Stadtwerke 

n) die Erstellung der halbjährli-
chen Berichterstattung zur 
Umsetzung, den Kosten und 
der Wirkung der Massnahmen 
der Umwelt- und Energiestra-
tegie 

2. das Handeln für die Stadt nach 
aussen, 

3. die Führung von Prozessen mit 
dem Recht auf Stellvertretung, 

4. die Schaffung und Aufhebung 
von Stellen der Stadt- und der 
Schulverwaltung, soweit damit 
nicht neue Aufgaben begründet 
werden, für die neue Ausgaben zu 
bewilligen sind und sofern nicht die 
Schulpflege dafür zuständig ist, 

2. das Handeln für die Stadt nach 
aussen, 

3. die Führung von Prozessen mit 
dem Recht auf Stellvertretung, 

4. die Schaffung von Stellen, die 
für die Erfüllung bestehender Auf-
gaben notwendig sind sowie die 
Schaffung von Stellen für die Erfül-
lung neuer Aufgaben gemäss sei-
ner Befugnis zur Bewilligung neu-
er Ausgaben, sofern nicht die 
Schulpflege dafür zuständig ist, 
die Schaffung und Aufhebung von 
Stellen der Stadt- und der Schul-
verwaltung, soweit damit nicht 
neue Aufgaben begründet wer-
den, für die neue Ausgaben zu 
bewilligen sind und sofern nicht 
die Schulpflege dafür zuständig 
ist, 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

 5. Verträge zu Gebietsänderungen, 
die unbebautes Gebiet betreffen 
und nicht von erheblicher Bedeu-
tung sind, d. h. insbesondere sol-
che, die eine Fläche oder eine Be-
völkerungszahl betreffen, die für 
die Entwicklung der Stadt nicht 
wesentlich sind,  

6. die Beschlussfassung über den 
Abschluss und die Änderung von 
Anschluss- und Zusammenarbeits-
verträgen mit anderen Gemeinden 
gemäss seiner Befugnis zur Bewilli-
gung neuer Ausgaben, sofern die 
Stadt keine hoheitlichen Befugnis-
se abgibt und diese nicht den Be-
reich Schule und Bildung betreffen, 

7. die übrige Aufsicht in der Stadt-
verwaltung,  

8. die Festsetzung von Bau- und 
Niveaulinien für kommunale Anla-
gen, 

9. die Öffentlicherklärung und die 
Aufhebung von privaten Strassen, 
Fusswegen und Kanalisationen,  

10. die Verantwortung für die 
Umwelt- und Energiepolitik (Was-
ser, Abwasser, Energie, Abfall, 
Wärme, Kälte usw.) soweit nicht 
das Parlament zuständig ist,  

11. die Aufsicht über die Stadtwer-
ke sowie die Festlegung der Unter-
nehmensstrategie der Stadtwerke, 

5. Verträge zu Gebietsänderungen, 
die unbebautes Gebiet betreffen 
und nicht von erheblicher Bedeu-
tung sind, d. h. insbesondere sol-
che, die eine Fläche oder eine Be-
völkerungszahl betreffen, die für 
die Entwicklung der Stadt nicht 
wesentlich sind, 

6. die Beschlussfassung über den 
Abschluss und die Änderung von 
Anschluss- und Zusammenarbeits-
verträgen mit anderen Gemeinden 
gemäss seiner Befugnis zur Bewilli-
gung neuer Ausgaben, sofern die 
Stadt keine hoheitlichen Befugnis-
se abgibt und diese nicht den Be-
reich Schule und Bildung betreffen, 

7. die übrige Aufsicht in der Stadt-
verwaltung, 

8. die Festsetzung von Bau- und 
Niveaulinien für kommunale Anla-
gen, 

9. die Öffentlicherklärung und die 
Aufhebung von privaten Strassen, 
Fusswegen und Kanalisationen,  

10. die Verantwortung für die 
Umwelt- und Energiepolitik (Was-
ser, Abwasser, Energie, Abfall, 
Wärme, Kälte usw.) soweit nicht 
das Parlament zuständig ist,  

11. die Aufsicht über die Stadtwer-
ke sowie die Festlegung der Unter-
nehmensstrategie der Stadtwerke, 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

 12. die Erstellung der halbjährli-
chen Berichterstattung zur Umset-
zung, den Kosten und der Wirkung 
der Massnahmen der Umwelt- und 
Energiestrategie. 

12. die Erstellung der halbjährli-
chen Berichterstattung zur Umset-
zung, den Kosten und der Wirkung 
der Massnahmen der Umwelt- und 
Energiestrategie, 

12. die Erstellung der halbjährli-
chen Berichterstattung zur Um-
setzung, den Kosten und der 
Wirkung der Massnahmen der 
Umwelt- und Energiestrategie. 

Keine Anträge 

  13. die Verantwortung für die 
Wärme- und Kälteversorgung, 
welche möglichst auf Fernwärme 
des Zweckverbands Kehrichtver-
wertung Zürcher Oberland (KEZO) 
und der Abwasserreinigungsanla-
ge (ARA) basiert und weitere er-
neuerbare und alternative Ener-
giequellen berücksichtigt. 

Kein Antrag Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 34 
1 Der Stadtrat ist zuständig für:  

a) den Ausgabenvollzug  

b) gebundene Ausgaben  

c) die Beschlüsse über im Vor-
anschlag enthaltene neue 
Ausgaben bis Fr. 250’000 für 
einen bestimmten Zweck und 
neue jährlich wiederkehrende 
Ausgaben bis Fr. 50’000 für 
einen bestimmten Zweck  

 

Art. 23 
1 Dem Stadtrat stehen unübertrag-
bar zu:  

1. die Beschlussfassung über den 
Finanz- und Aufgabenplan, 

2. die Veröffentlichung der Jahres-
rechnung und des Budgets, 

3. die Genehmigung von Abrech-
nungen über Kredite, die von den 
Stimmberechtigten oder dem Par-
lament bewilligt wurden, sofern 
keine Kreditüberschreitung vor-
liegt.  

2 Dem Stadtrat stehen im Weiteren 
folgende Befugnisse zu, die in ei-
nem Erlass massvoll und stufenge-
recht übertragen werden können:  

1. der Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung von gebundenen 
Ausgaben, 

Art. 23 
1 Dem Stadtrat stehen unübertrag-
bar zu:  

1. die Beschlussfassung über den 
Finanz- und Aufgabenplan,  

2. die Veröffentlichung der Jahres-
rechnung und des Budgets,  

3. die Genehmigung von Abrech-
nungen über Kredite, die von den 
Stimmberechtigten oder dem Par-
lament bewilligt wurden, sofern 
keine Kreditüberschreitung vor-
liegt.  

2 Dem Stadtrat stehen im Weiteren 
folgende Befugnisse zu, die in ei-
nem Erlass massvoll und stufenge-
recht übertragen werden können:  

1. der Ausgabenvollzug,  

2. die Bewilligung von gebundenen 
Ausgaben,  

Art. 23 

Kein Antrag 

Art. 23 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

d) die Beschlüsse über im Vor-
anschlag nicht enthaltene 
neue einmalige Ausgaben und 
Zusatzkredite bis Fr. 250’000 
für einen bestimmten Zweck, 
höchstens bis Fr. 750’000 im 
Jahr, und neue jährlich wie-
derkehrende Ausgaben bis Fr. 
50’000 für einen bestimmten 
Zweck, höchstens bis Fr. 
75’000 im Jahr  

e) Verfügungen über Grundei-
gentum und beschränkte ding-
liche Rechte bis Fr. 500’000 im 
Einzelfall  

f) die finanzielle Beteiligung an 
nicht börsenkotierten Unter-
nehmen und die Gewährung 
von Darlehen bis Fr. 250’000  

3. die Bewilligung von im Budget 
enthaltenen neuen einmaligen 
Ausgaben bis Fr. 400'000 für einen 
bestimmten Zweck und neuen 
wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 
80'000 für einen bestimmten 
Zweck,  

4. die Bewilligung von im Budget 
nicht enthaltenen neuen einmali-
gen Ausgaben bis Fr. 400'000 für 
einen bestimmten Zweck, höchs-
tens bis Fr. 1'200'000 im Jahr, und 
neuen wiederkehrenden Ausgaben 
bis Fr. 80'000 für einen bestimm-
ten Zweck, höchstens Fr. 120'000 
im Jahr,  

3. die Bewilligung von im Budget 
enthaltenen neuen einmaligen 
Ausgaben bis Fr. 400'000 Fr. 
250'000 für einen bestimmten 
Zweck und neuen wiederkehren-
den Ausgaben bis Fr. 80'000 Fr. 
50'000 für einen bestimmten 
Zweck,  

4. die Bewilligung von im Budget 
nicht enthaltenen neuen einmali-
gen Ausgaben bis Fr. 400'000 Fr. 
250'000 für einen bestimmten 
Zweck, höchstens bis Fr. 1'200'000 
Fr. 750'000 im Jahr, und neuen 
wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 
80'000 Fr. 50'000 für einen be-
stimmten Zweck, höchstens bis Fr. 
120'000 Fr. 75'000 im Jahr,  

 Antrag der FDP-Fraktion 

3. die Bewilligung von im Budget ent-
haltenen neuen einmaligen Ausgaben 
bis Fr. 250'000 Fr. 325'000 für einen 
bestimmten Zweck und neuen wie-
derkehrenden Ausgaben bis Fr. 
50'000 Fr. 80'000 für einen bestimm-
ten Zweck,  

4. die Bewilligung von im Budget nicht 
enthaltenen neuen einmaligen Aus-
gaben bis Fr. 250'000 Fr. 325'000 für 
einen bestimmten Zweck, höchstens 
bis Fr. 750'000 im Jahr, und neuen 
wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 
50'000 Fr. 80'000 für einen bestimm-
ten Zweck, höchstens bis Fr. 75'000 
Fr. 120'000 im Jahr, 

g) die Eingehung von Eventu-
alverpflichtungen im Betrag 
bis Fr. 250’000   
2Der Stadtrat kann die zur Er-
füllung von Leistungsaufträgen 
und Globalbudgets notwendi-
gen Kompetenzen zur Freigabe 
bewilligter Kredite gemäss lit. 
a) bis c) an einzelne Verwal-
tungsstellen übertragen. 

5. die Veräusserung von Grundstü-
cken, inkl. Abgabe von selbststän-
digen und dauernden Baurechten, 
des Finanzvermögens bis 
Fr. 500'000 und den Erwerb von 
Grundstücken bis Fr. 5'000'000,  

6. die Investition in Grundstücke 
des Finanzvermögens bis Fr. 
500'000, 

7. die Beschlussfassung über Anla-
gegeschäfte, soweit nicht das Par-
lament zuständig ist. 

5. die Veräusserung von Grundstü-
cken, inkl. Abgabe von selbständi-
gen und dauernden Baurechten, 
des Finanzvermögens bis Fr. 
500'000 und den Erwerb von 
Grundstücken bis Fr. 5'000'000 Fr. 
2'500'000,  

6. die Investition in Grundstücke 
des Finanzvermögens bis Fr. 
500'000,  

7. die Beschlussfassung über Anla-
gegeschäfte, soweit nicht das Par-
lament zuständig ist. 

 Antrag der GP- und der FDP-Fraktion 

5. die Veräusserung von Grundstü-
cken, inkl. Abgabe von selbständigen 
und dauernden Baurechten, des Fi-
nanzvermögens bis Fr. 500'000 und 
den Erwerb von Grundstücken bis 
Fr. 5'000'000 2'500'000, 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 36a 
1 Dem Stadtrat unterstehen 
folgende Kommissionen:  

a) Werkkommission  

b) Umweltkommission  
2 Ein Behördenerlass regelt für 
jede unterstellte Kommission 
ihre Mitgliederzahl, Zusam-
mensetzung, Aufgaben und 
Entscheidungsbefugnisse.  

Art. 24 
1 Dem Stadtrat unterstehen folgen-
de unterstellten Kommissionen: 

1. Planungskommission, 

2. Sozialkommission, 

3. Steuerkommission, 

4. Umweltkommission, 

5. Werkkommission, 

6. Kommission für die Verwaltung 
von Fonds und Schenkungen im 
Bereich Soziales.  

2 Ein Behördenerlass regelt für jede 
unterstellte Kommission ihre Mit-
gliederzahl, Zusammensetzung, 
Aufgaben und Entscheidungsbefug-
nisse. 

Art. 24 
1 Dem Stadtrat unterstehen folgen-
de unterstellten Kommissionen: 

1. Planungskommission, 

2. Sozialkommission, 

3. Steuerkommission, 

4. Umweltkommission, 

5. Werkkommission, 

6. Kommission für die Verwaltung 
von Fonds und Schenkungen im 
Bereich Soziales.  

2 Ein Behördenerlass regelt für jede 
unterstellte Kommission ihre Mit-
gliederzahl, Zusammensetzung, 
Aufgaben und Entscheidungsbefug-
nisse. 

Art. 24 
1 Dem Stadtrat unterstehen 
folgende unterstellten Kommis-
sionen: 

1. Planungskommission, 

2. Sozialkommission, 

3. Steuerkommission, 

4. Umweltkommission, 

5. Werkkommission, 

6. Kommission für die Verwal-
tung von Fonds und Schenkun-
gen im Bereich Soziales.  

7. Gesellschaftskommission. 
2 Ein Behördenerlass regelt für 
jede unterstellte Kommission 
ihre Mitgliederzahl, Zusammen-
setzung, Aufgaben und Ent-
scheidungsbefugnisse. 

Art. 24 

Keine Anträge 

 Keine Anträge 3 Die Beschlüsse der unterstellten 
Kommissionen sind nach Massgabe 
des übergeordneten Rechts öffent-
lich. 

Kein Antrag Keine Anträge 

- Art. 25 
1 Die Schulpflege besteht mit Ein-
schluss der Präsidentin oder des 
Präsidenten aus neun Mitgliedern.  
2 Die Schulpräsidentin oder der 
Schulpräsident ist von Amtes we-
gen Mitglied des Stadtrats. Im Übri-
gen konstituiert sich die Schulpflege 
selbst. 

Art. 25 
1 Die Schulpflege besteht mit Ein-
schluss der Präsidentin oder des 
Präsidenten aus neun Mitgliedern.  
2 Die Schulpräsidentin oder der 
Schulpräsident ist von Amtes wegen 
Mitglied des Stadtrats. Im Übrigen 
konstituiert sich die Schulpflege 
selbst. 

Art. 25 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 25 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 38 
1 Der Schulpflege obliegt im 
Rahmen der kantonalen Vor-
schriften über die Volksschule 
die schulpolitische Führung der 
Kindergarten-, Primar- und Se-
kundarstufe der öffentlichen 
Volksschule der Stadt Wetzikon. 
Ebenfalls in den Zuständigkeits-
bereich der Schulpflege fallen die 
Heilpädagogische Schule Wet-
zikon, die Berufswahl- und Wei-
terbildungsschule Zürcher Ober-
land sowie die familien- und 
schulergänzende Kinderbetreu-
ung. 
2 Die Schulpflege legt die Organi-
sation der Schulen im Organisa-
tionsstatut fest. Sie ist berech-
tigt, im Rahmen der Delegations-
schranken der Volksschulgesetz-
gebung die selbständige Besor-
gung bestimmter Aufgaben und 
die damit verbundenen Verfü-
gungs-, Ausgaben- und Anstel-
lungsbefugnisse an einzelne oder 
mehrere ihrer Mitglieder, an die 
Schulleitungen und an Angestell-
te der Verwaltung zu übertragen. 
Gegen deren Anordnungen kann 
innert 30 Tagen nach der Mittei-
lung Einsprache bei der Gesamt-
behörde erhoben werden, sofern 
nicht ein anderes Verfahren 
vorgesehen ist. 

Art. 26 
1 Die Schulpflege führt die Kinder-
garten-, die Primar- und die Sekun-
darstufe der öffentlichen Volks-
schule und besorgt weitere Aufga-
ben im Bereich Schule und Bildung, 
soweit nicht andere Organe zustän-
dig sind.  
2 In den Zuständigkeitsbereich der 
Schule fallen zudem die Heilpäda-
gogische Schule, die Berufswahl-
schule und die familien- und schul-
ergänzende Kinderbetreuung. 

Art. 26 
1 Die Schulpflege führt die Kinder-
garten-, die Primar- und die Sekun-
darstufe der öffentlichen Volks-
schule und besorgt weitere Aufga-
ben im Bereich Schule und Bildung, 
soweit nicht andere Organe zustän-
dig sind.  
2 In den Zuständigkeitsbereich der 
Schule fallen zudem die Heilpäda-
gogische Schule, die Berufswahl-
schule und die familien- und schul-
ergänzende Kinderbetreuung. 

Art. 26 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 26 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

3 Die Schulpflege erlässt den 
Stellenplan für das Schulperso-
nal, soweit nicht eine kantonale 
Instanz dafür zuständig ist. 
Davon ausgenommen sind die 
Schulverwaltung und die Im-
mobilienbewirtschaftung, wel-
che in die Zuständigkeit des 
Stadtrates fallen.  
4 Die Schulpflege ist im Schul-
bereich zuständig für die Ge-
nehmigung von Anschluss- und 
Zusammenarbeitsverträgen mit 
anderen Gemeinden und Insti-
tutionen, soweit nicht der 
Grosse Gemeinderat zuständig 
ist. 
5 Die Schulverwaltung obliegt 
der Abteilung Bildung der 
Stadtverwaltung. Die Leiterin / 
der Leiter Abteilung Bildung ist 
Schulsekretärin bzw. Schulsek-
retär. 

    

- Art. 27 

Die Schulpflege reicht ihre Geschäf-
te an das Parlament dem Stadtrat 
ein, der diese zusammen mit seiner 
Abstimmungsempfehlung dem 
Parlament unterbreitet. 

Art. 27 

Die Schulpflege reicht ihre Geschäf-
te an das Parlament dem Stadtrat 
ein, der diese zusammen mit seiner 
Abstimmungsempfehlung dem 
Parlament unterbreitet. 

Art. 27 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 27 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 39 
1 Die Schulpflege  

1. bestimmt aus ihrer Mitte, 

a) zwei Vizepräsidentinnen 
oder -präsidenten, 

b) die Vorsitzenden und die 
Mitglieder der Ausschüsse, 

2. ernennt oder stellt an  

a) die Schulleitungen,  

b) die Lehrpersonen,  

c) die weiteren Angestellten 
im Schulbereich, jedoch ohne 
das Personal der Schulverwal-
tung und der Immobilienbe-
wirtschaftung. 

Art. 28 
1 Die Schulpflege ernennt:  

1. die Vertretungen der Stadt im 
Bereich Schule und Bildung in Or-
ganisationen des öffentlichen und 
privaten Rechts, soweit das Orga-
nisationsrecht dieser Organisatio-
nen die Zuständigkeit nicht anders 
regelt,  

2. die Behördenschreiberin oder 
den Behördenschreiber. 

2 Die Schulpflege stellt an:  

1. die Leitung Bildung, 

2. die Schulleiterinnen oder die 
Schulleiter, 

3. das Lehr- und Therapiepersonal, 

4. die weiteren Angestellten im 
Schulbereich, mit Ausnahme des 
Personals der Schulverwaltung. 

Art. 28 
1 Die Schulpflege ernennt:  

1. die Vertretungen der Stadt im 
Bereich Schule und Bildung in Or-
ganisationen des öffentlichen und 
privaten Rechts, soweit das Orga-
nisationsrecht dieser Organisatio-
nen die Zuständigkeit nicht anders 
regelt,  

2. die Behördenschreiberin oder 
den Behördenschreiber. 

2 Die Schulpflege stellt an:  

1. die Leitung Bildung, 

2. die Schulleiterinnen oder die 
Schulleiter, 

3. das Lehr- und Therapiepersonal, 

4. die weiteren Angestellten im 
Schulbereich, mit Ausnahme des 
Personals der Schulverwaltung. 

Art. 28 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 28 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 39a 

Die Schulpflege ist in ihrem 
Aufgabenbereich zuständig für 
den Erlass und die Änderung 

a) des Organisationsstatuts,  

b) der Rahmenbedingungen 
für die Schulprogramme,  

c) ihrer Geschäftsordnung so-
wie der Geschäftsordnungen 
für die Ausschüsse und bera-
tenden Kommissionen,  

d) von Reglementen, Pflich-
tenheften und Dienstanwei-
sungen für die ihr unterstellten 
Organe und Betriebe,  

e) von Reglementen und Be-
nützungsvorschriften für 
Schulanlagen,  

f) von allgemeinen Bestim-
mungen betreffend die Ord-
nung an den Schulen,  

g) von weiteren Verordnungen 
und Reglementen im Schulbe-
reich und für ihre weiteren 
Schulbetriebe, die nicht in die 
Kompetenz des Grossen Ge-
meinderates fallen. 

Art. 29 

Die Schulpflege ist in ihrem Aufga-
benbereich zuständig für den Erlass 
und die Änderung von weniger 
wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehö-
ren insbesondere Bestimmungen:  

1. im Organisationsstatut, 

2. zu den Rahmenbedingungen für 
die Schulprogramme, 

3. über die Organisation der Schul-
pflege sowie ihr unterstellter 
Stadtangestellte, 

4. betreffend der Ordnung an den 
Schulen. 

Art. 29 

Die Schulpflege ist in ihrem Aufga-
benbereich zuständig für den Erlass 
und die Änderung von weniger 
wichtigen Rechtssätzen. Dazu gehö-
ren insbesondere Bestimmungen:  

1. im Organisationsstatut, 

2. zu den Rahmenbedingungen für 
die Schulprogramme, 

3. über die Organisation der Schul-
pflege sowie ihr unterstellter 
Stadtangestellte, 

4. betreffend der Ordnung an den 
Schulen. 

Art. 29 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 29 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

- Art. 30 

Die Schulpflege ist innerhalb ihres 
Aufgabenbereichs zuständig für:  

1. die Leitung und Beaufsichtigung 
der Schulen der öffentlichen Volks-
schule, soweit nicht andere Organe 
dafür zuständig sind, 

2. die Genehmigung der Schulpro-
gramme, 

3. die Ausführung der ihr durch das 
Volksschulrecht oder die Behörden 
von Bund und Kanton übertrage-
nen Aufgaben, soweit nicht andere 
Organe dafür zuständig sind, 

4. den Vollzug der Stadtbeschlüsse, 
soweit nicht andere Organe, Be-
hörden oder Personen dafür zu-
ständig sind, 

5. die Vertretung der Gesamtheit 
der Schulen nach aussen und die 
Bestimmung der rechtsverbindli-
chen Unterschriften, 

6. die Führung von Prozessen mit 
dem Recht auf Stellvertretung, 

Art. 30 

Die Schulpflege ist innerhalb ihres 
Aufgabenbereichs zuständig für:  

1. die Leitung und Beaufsichtigung 
der Schulen der öffentlichen Volks-
schule, soweit nicht andere Organe 
dafür zuständig sind, 

2. die Genehmigung der Schulpro-
gramme, 

3. die Ausführung der ihr durch das 
Volksschulrecht oder die Behörden 
von Bund und Kanton übertrage-
nen Aufgaben, soweit nicht andere 
Organe dafür zuständig sind, 

4. den Vollzug der Stadtbeschlüsse, 
soweit nicht andere Organe, Be-
hörden oder Personen dafür zu-
ständig sind, 

5. die Vertretung der Gesamtheit 
der Schulen nach aussen und die 
Bestimmung der rechtsverbindli-
chen Unterschriften, 

6. die Führung von Prozessen mit 
dem Recht auf Stellvertretung, 

Art. 30 

Die FK II unterstützt den Antrag 
des Stadtrats respektive stellt 
diesen, sofern der Stadtrat kei-
nen stellt. 

Art. 30 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

 7. die Schaffung von Stellen für das 
stadteigene Lehr- und Therapie-
personal und von übrigen Stellen 
im Schulbereich, soweit damit 
nicht neue Aufgaben begründet 
werden, für die neue Ausgaben zu 
bewilligen sind und sofern nicht 
der Stadtrat dafür zuständig ist, 

8. die Aufteilung der vom Kanton 
in Vollzeiteinheiten zugeordneten 
Stellen für Lehrpersonen und 
Schulleitungen der öffentlichen 
Volksschule in einem Stellenplan, 

9. Anschluss- und Zusammenar-
beitsverträge gemäss ihrer Befug-
nis zur Bewilligung neuer Ausga-
ben, sofern die Stadt keine hoheit-
lichen Befugnisse abgibt und diese 
den Bereich Schule und Bildung 
betreffen. 

7. die Schaffung von Stellen für 
das stadteigene Lehr- und Thera-
piepersonal und von übrigen Stel-
len im Schulbereich, die für die 
Erfüllung bestehender Aufgaben 
notwendig sind sowie die Schaf-
fung von Stellen für die Erfüllung 
neuer Aufgaben gemäss ihrer Be-
fugnis zur Bewilligung neuer Aus-
gaben, davon ausgenommen das 
Personal der Schulverwaltung, die 
Schaffung von Stellen für das 
stadteigene Lehr- und Therapie-
personal und von übrigen Stellen 
im Schulbereich, soweit damit 
nicht neue Aufgaben begründet 
werden, für die neue Ausgaben zu 
bewilligen sind und sofern nicht 
der Stadtrat dafür zuständig ist, 

8. die Aufteilung der vom Kanton in 
Vollzeiteinheiten zugeordneten 
Stellen für Lehrpersonen und 
Schulleitungen der öffentlichen 
Volksschule in einem Stellenplan, 

9. Anschluss- und Zusammenar-
beitsverträge gemäss ihrer Befug-
nis zur Bewilligung neuer Ausga-
ben, sofern die Stadt keine hoheit-
lichen Befugnisse abgibt und diese 
den Bereich Schule und Bildung 
betreffen. 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 40 
1 Die Schulpflege beschliesst in 
ihrem Aufgabenbereich in ei-
gener Kompetenz über:  

a) den Ausgabenvollzug  

b) gebundene Ausgaben  

c) die Beschlüsse über im Vor-
anschlag enthaltene neue 
Ausgaben bis Fr. 250’000 für 
einen bestimmten Zweck und 
neue jährlich wiederkehrende 
Ausgaben bis Fr. 50’000 für 
einen bestimmten Zweck  

d) die Beschlüsse über im Vor-
anschlag nicht enthaltene 
neue einmalige Ausgaben und 
Zusatzkredite bis Fr. 250’000 
für einen bestimmten Zweck, 
höchstens bis Fr. 500’000 im 
Jahr, und neue jährlich wie-
derkehrende Ausgaben bis Fr. 
30’000 für einen bestimmten 
Zweck, höchstens bis Fr. 
50’000 im Jahr 

Art. 31 

Der Schulpflege stehen im Rahmen 
ihrer Aufgaben folgende Befugnisse 
zu, die in einem Erlass massvoll und 
stufengerecht übertragen werden 
können:  

1. Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung von gebundenen 
Ausgaben, 

3. die Bewilligung von im Budget 
enthaltenen neuen einmaligen 
Ausgaben bis Fr. 250'000 für einen 
bestimmten Zweck und neuen 
wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 
50'000 für einen bestimmten 
Zweck, 

4. die Bewilligung von im Budget 
nicht enthaltenen neuen einmali-
gen Ausgaben bis Fr. 250'000 für 
einen bestimmten Zweck, höchs-
tens bis Fr. 500'000 im Jahr, und 
neuen wiederkehrenden Ausgaben 
bis Fr. 30'000 für einen bestimm-
ten Zweck, höchstens bis Fr. 
50'000 im Jahr. 

Art. 31 

Der Schulpflege stehen im Rahmen 
ihrer Aufgaben folgende Befugnisse 
zu, die in einem Erlass massvoll und 
stufengerecht übertragen werden 
können:  

1. Ausgabenvollzug, 

2. die Bewilligung von gebundenen 
Ausgaben, 

3. die Bewilligung von im Budget 
enthaltenen neuen einmaligen 
Ausgaben bis Fr. 250'000 für einen 
bestimmten Zweck und neuen 
wiederkehrenden Ausgaben bis Fr. 
50'000 für einen bestimmten 
Zweck, 

4. die Bewilligung von im Budget 
nicht enthaltenen neuen einmali-
gen Ausgaben bis Fr. 250'000 für 
einen bestimmten Zweck, höchs-
tens bis Fr. 500'000 im Jahr, und 
neuen wiederkehrenden Ausgaben 
bis Fr. 30'000 für einen bestimm-
ten Zweck, höchstens bis Fr. 50'000 
im Jahr. 

Art. 31 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 31 

Keine Anträge 

- Art. 32 
1 Die Schulpflege kann Stadtange-
stellten bestimmte Aufgaben zur 
selbstständigen Erledigung übertra-
gen.  
2 Ein Behördenerlass regelt Aufga-
ben und Entscheidungsbefugnisse 
im Rahmen des Volksschulrechts. 

Art. 32 
1 Die Schulpflege kann Stadtange-
stellten bestimmte Aufgaben zur 
selbstständigen Erledigung übertra-
gen.  
2 Ein Behördenerlass regelt Aufga-
ben und Entscheidungsbefugnisse 
im Rahmen des Volksschulrechts. 

Art. 32 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 32 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

Art. 41 
1 An den Sitzungen der Schul-
pflege nehmen eine Schulleite-
rin bzw. ein Schulleiter pro 
Schule und eine Lehrperson pro 
Schulstufe (Kindergarten-, 
Primar- und Sekundarstufe) mit 
beratender Stimme teil.  
2 Die Schulleitung und die 
Schulkonferenz können der 
Schulpflege Antrag stellen. 

Art. 33 

An den Sitzungen der Schulpflege 
nehmen eine Lehrperson pro Schul-
stufe und eine Schulleiterin oder 
ein Schulleiter pro Schuleinheit mit 
beratender Stimme teil. 

Art. 33 

An den Sitzungen der Schulpflege 
nehmen eine Lehrperson pro Schul-
stufe und eine Schulleiterin oder 
ein Schulleiter pro Schuleinheit mit 
beratender Stimme teil. 

Art. 33 

An den Sitzungen der Schulpfle-
ge nehmen eine Lehrperson pro 
Schulstufe und eine Schulleiterin 
oder ein Schulleiter pro Schu-
leinheit mit beratender Stimme 
teil. 

Art. 33 

Antrag der FDP-Fraktionvi 

An den Sitzungen der Schulpflege 
nehmen eine Lehrperson pro Schulstu-
fe und eine vier Schulleiterinnen oder 
ein Schulleiter pro Schuleinheit mit 
beratender Stimme teil. 

- Art. 34 

Keine Anträge 

Art. 34 

1 In der Stadt Wetzikon besteht 
eine Leitung Bildung. 
2 Das Organisationsstatut regelt die 
Aufgaben und Kompetenzen der 
Leitung Bildung. 

Art. 34 

Kein Antrag 

Art. 34 

Keine Anträge 

- Art. 35 
1 Die Schulleitung ist zuständig für 
die administrative, personelle und 
finanzielle Führung und zusammen 
mit der Schulkonferenz für die pä-
dagogische Führung und Entwick-
lung der Schule.  
2 Die Schulleitung vertritt die von 
ihr geleitete Schule nach aussen.  
3 Die Schulleitung kann der Schul-
pflege Antrag stellen.  

Art. 35 
1 Die Schulleitung ist zuständig für 
die administrative, personelle und 
finanzielle Führung und zusammen 
mit der Schulkonferenz für die pä-
dagogische Führung und Entwick-
lung der Schule.  
2 Die Schulleitung vertritt die von 
ihr geleitete Schule nach aussen.  
3 Die Schulleitung kann der Schul-
pflege Antrag stellen. 

Art. 35 

Die FK II unterstützt den Antrag 
der Rechnungsprüfungskommis-
sion. 

Art. 35 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

- Art. 36 

Keine Anträge 

Art. 36 
1 In Analogie zum kantonalen 
Recht prüft die kantonale Om-
budsperson, ob die Behörden von 
Wetzikon nach Recht und Billigkeit 
verfahren.  
2 Die Ombudsperson kann den 
Beteiligten Rat erteilen, zwischen 
ihnen vermitteln oder zuhanden 
der zuständigen Behörde eine 
schriftliche Empfehlung erlassen.  
3 Die Kosten werden durch das 
kantonale Recht geregelt. 

Art. 36 

Kein Antrag 

Art. 36 

Keine Anträge 

- Art. 37 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Gemeindeordnung wird 
die Gemeindeordnung vom 23. 
September 2012 mit den seitheri-
gen Änderungen aufgehoben. 

Art. 37 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Gemeindeordnung wird 
die Gemeindeordnung vom 23. 
September 2012 mit den seitheri-
gen Änderungen aufgehoben. 

Art. 37 

Kein Antrag 

Art. 37 

Keine Anträge 
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Alte Gemeindeordnung (aGO) Antrag des Stadtrats (nGO) Antrag der RPK (Hauptantrag)  
(Rot: Änderungen gegenüber 
Stadtrat) 

Anträge der Zweitkommission 
FK II (Blau: Änderungen gegen-
über RPK)  

Anträge und aus Ratsmitte  
(Grün: Änderungen gegenüber RPK) 

- Art. 38 
1 Bis zum Ende der Amtsdauer 
2018–2022 besteht die Schulpflege 
mit Einschluss der Präsidentin oder 
des Präsidenten aus 13 Mitgliedern.  
2 Bis zum Ende der Amtsdauer be-
steht die Sozialbehörde weiterhin 
als eigenständige Kommission.  
3 Bis zum Ende der Amtsdauer be-
stehen die Steuerkommission und 
die Baukommission in der beste-
henden Form gemäss Gemeinde-
ordnung vom 23. September 2012 
weiter.  
4 Art. 33a sowie die Übergangsbe-
stimmungen gemäss Art. 51 zu Art. 
33a der bisherigen Gemeindeord-
nung vom 23. September 2012 
bleiben bis zur deren Erfüllung in 
Kraft.  

Art. 38 
1 Bis zum Ende der Amtsdauer 
2018–2022 besteht die Schulpflege 
mit Einschluss der Präsidentin oder 
des Präsidenten aus 13 Mitgliedern.  
2 Bis zum Ende der Amtsdauer be-
steht die Sozialbehörde weiterhin 
als eigenständige Kommission.  
3 Bis zum Ende der Amtsdauer be-
stehen die Steuerkommission und 
die Baukommission in der beste-
henden Form gemäss Gemeinde-
ordnung vom 23. September 2012 
weiter.  
4 Art. 33a sowie die Übergangsbe-
stimmungen gemäss Art. 51 zu Art. 
33a der bisherigen Gemeindeord-
nung vom 23. September 2012 
bleiben bis zur deren Erfüllung in 
Kraft. 

Art. 38 

Kein Antrag 

Art. 38 

Keine Anträge 

- Art. 39 

Diese Gemeindeordnung tritt nach 
ihrer Annahme durch die Stimmbe-
rechtigten an der Urnenabstim-
mung und nach der Genehmigung 
durch den Regierungsrat am 1. 
Januar 2022 in Kraft.  

Art. 39 

Der Stadtrat bestimmt den Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Ände-
rung dieser Gemeindeordnung 
nach dem Datum der Genehmi-
gung des Regierungsrates.  

Diese Gemeindeordnung tritt nach 
ihrer Annahme durch die Stimmbe-
rechtigten an der Urnenabstim-
mung und nach der Genehmigung 
durch den Regierungsrat am 1. 
Januar 2022 in Kraft. 

Art. 39 

Kein Antrag 

Art. 39 

Keine Anträge 
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i Begründung: Wetzikon ist eine fortschrittliche Gemeinde und sie ist stolz darauf. Dieses Selbstverständnis soll sich auch in der nGO widerspiegeln in Form von einigen Grunds-
ätzen, welche für die Stadt wichtig sind. Diese Visionen sind Grundlage für ein überzeugtes und überzeugendes Auftreten der Stadt gegen innen wie auch gegen aussen. 
 
ii Begründung: Über 1.5 Jahre wurde das Engage-Projekt von einer Arbeitsgruppe begleitet und zum feierlichen Schluss durch Wetziker Jugendliche das Jugendparlament (JU-
WE) gegründet. Diverse Politiker/innen haben in der Zeit der Entstehung in Kleingruppen zusammen mit den Jugendlichen mitgewirkt, wobei unter anderem die Petition "Was-
serrutschbahn Meierwiesen" entstanden ist. Von Anfang an war klar, dass dem Jugendparlament ein Werkzeug für die politische Partizipation gegeben werden soll. Das Ju-
gendparlament sollte als Pendant zum Wetziker Parlament der Erwachsenen eine Vorstufe für Jugendliche darstellen und auch funktionieren. Mit dem in der Gemeindeord-
nung beschriebenen Jugendvorstoss wird dem Jugendparlament JUWE jegliche Sinnhaftigkeit genommen. Wenn (als Beispiel) 20 Fussballjunioren/innen einen Fussballplatz 
mittels eines Postulats beantragen oder eine Schulklasse ohne jeglichen organisatorischen Hintergrund die Prüfung und Realisierung eines grossen Spielplatzes auf dem Schul-
gelände beantragen, so wird die Funktion des Jugendparlaments obsolet. Solche Anträge von Wetziker Jugendlichen sollten aus Sicht der Antragsteller/in über das Jugendpar-
lament eingebracht werden. Dabei wird der korrekte Ablauf gewährleistet und der politische Prozess gefördert. Die Altersgrenze ist gemäss Statuten des Jugendparlaments 
anzusetzen, da sonst ein Teil des Jugendparlaments gar nicht antragsfähig wäre. 
 
iii Die aw unterstützt das Anliegen der EVP. Unser Antrag trägt so aber zur Klärung und Vereinfachung bei. 
 
iv Begründung: Hätte der Stadtrat in den letzten 6 Jahren die Kompetenz gehabt, neue einmalige Ausgaben bis 325'000 Franken zu sprechen, wären 5 von 48 Parlamentsge-
schäften in seine alleinige Kompetenz gefallen (ohne Bauabrechnungen). Hätte der Stadtrat in den letzten 6 Jahren die Kompetenz gehabt, wiederkehrende Ausgaben bis 
80'000 Franken zu sprechen, wären unverändert 1 von 3 Parlamentsgeschäfte in seine alleinige Kompetenz gefallen. Die Erhöhung der Finanzkompetenzen gemäss unserem 
Antrag halten wir für angemessen, denn sie räumen dem Stadtrat in Bezug auf einmaligen Ausgaben, gerade im Bereich von Projektierungskrediten mehr Handlungsspielraum 
ein. 
 
v Begründung: Der Änderungsantrag beim Erwerb von Grundstücken zu Gunsten des Stadtrats hätte in den vergangenen 6 Jahren dazu geführt, dass 2 Geschäfte von insgesamt 
6 in die Kompetenz des Stadtrats gefallen wären. In Bezug auf den Erwerb von potenziell interessanten und strategisch wichtigen Immobilien halten wir die Erhöhung für zeit-
gemäss und sinnvoll. 
 
vi Begründung: Der von uns eingebrachten Kompromissvorschlag sieht eine Reduktion der Teilnahme der Schulleitungen auf vier Schulleiterinnen oder Schulleiter vor, um die 
Interessen der im Kern verschiedenen Schulen (Primarschule, Sekundarschule, BWS, HPS) zu berücksichtigen. Die Teilnahme der Lehrpersonen bliebe mit diesem Vorschlag im 
Vergleich zur alten Gemeindeordnung (aGO) und zum Antrag des Stadtrats unverändert (eine Lehrperson pro Schulstufe). 


